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Die Teilrevision des Arbeitsgesetzes als gordischer 
Knoten für die Deregulierung?* 

MICHAEL MEYRA T 

l. Einleitungl 

Bekanntlich ,entflechtete" Alexander der Grosse den als unlOsbar gel­
tenden ,gordischen Knoten" auf einfache und elegant anmutende Art und 
Weise: Ein gezielter Schwerthieb erlOste die antike Welt von dieser 
komplizierten V erflechtung un d erõffnete ihm - Alexander - de n Weg 
nach Asien2. 

Anlasslich des Abstimmungskampfes um die Teilrevision des Arbeitsge­
setzes erhoben die Gegner des von Gewerkschaften und kirchlichen 
Kreisen ergriffenen Referendums die Vorlage zu einem Bestandteil des 
,unerbittlichen" Standortwettbewerbs zwischen der Schweiz und der 
restlichen Welt, auch der asíatischen. Diese Argumentation überzeugte 
nur eine Minderheit der Urnengangerlnnen. Mit einem 2/3-Nein-Stim­
menanteil wurde das Referendum im Dezember 1996 angenommen und 

* 

2 

Vortrag gehalten an der wissenschaftlichen Tagung der Schweizerischen Gesellschaft 
für Gesetzgebung am 8. Mai 1998 in Bern. 

Dieser Artikel ist im Rahmen einer vom Schweizerischen Nationalfonds geforderten 
Untersuchung der Verhandlungsmechanismen in der Sozialpartnerschaft entstanden. 
An dieser Stelle danke ich allen am Schwerpunktprogramm Zukunft Schweiz 
beteiligten Personen, insbesondere Adrian Vatter, für ihre Unterstützung. Besonderen 
Dank mi::ichte ich zudem an Fritz Sager und Wolf Linder aussprechen. 

Gordischer Knoten: kunstvolle Verknotung von Stricken am Wagen des sagenhaften 
phrygischen Konigs Gordios, in der Konigsburg oder im Tempel von Gordion 
mifbewahrt. Dié verschieden berichtete Losung des Knotens (u. a. durch Schwert­
hieb) durch Alexander. de n Grossen ( Frühjahr 333) wurde als Orakel für des s en 
künftige Herrsclzaft über Asien ausgelegt. Meyers Lexikon: http://www.iicm.edu/ 
Cref.mlO. 
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damit die mit knapper Mehrheit vom Parlament verabschiedete Teilrevi­
sion verworfen. 

Im vorliegenden Artikel geht es um die Frage, ob Deregulierungsbestre­
bungen im schweizerischen politischen System verwirklicht werden kon­
nen, und wenn ja wie? Dabei kommen insbesondere die institutionellen 
Hürden des politischen Systems zur Sprache, die für die politischen Ak­
teure als handlungsbegrenzender Rahmen in Erscheinung treten. 

In einem ersten Schritt werden das Abstimmungsergebnis sowie die 
Abstimmungsmotive der Urnengangerlnnen zusammengefasst und damit 
aufgezeigt, dass das knappe parlamentarische Abstimmungsergebnis als 
Zeichen für fehlenden Konsens aufgefasst wurde. Im Weiteren lasst sich 
mit den dargestellten Motiven zeigen, dass es zwar immer inhaltliche 
Punkte sind, an welche die individuelle Entscheidung der Urnengange­
rlnnen geknüpft wird, dass hinter diesen Verknüpfungen aber auch die 
strukturellen, handlungsleitenden Rahmenbedingungen des schweizeri­
schen politischen Systems zum Vorschein kommen. 

Diese handlungsleitenden Rahmenbedingungen werden in einem zweiten 
Schritt dargestellt. Aus dieser Darstellung geht deutlich hervor, dass für 
das Politikfeld ,Arbeit" die Sozialpartnerschaft und die Integration der 
sozialpartnerschaftlichen Akteure in politische Prozesse von grosster 
Bedeutung sind. 

Die Verbindung von politischer und verbandlicher Arena wird in einem 
dritten Schritt behandelt, wobei hier auch die Frage nach dem Erfolg der 
Arbeitsteilung zwischen Staat und verbandlichen Akteuren angeschnitten 
wird. 

In einem vierten Schritt kommen schliesslich die Strategien der oben 
erwahnten Akteure zur Sprache, wobei insbesondere jene Strategien er­
lautert werden, die zur Behebung der Beschaftigungskrise entwickelt 
worden waren und die anlasslich der Teilrevision des Arbeitsgesetzes 
sehr prominent in der politischen Agenda und auf der politischen Bühne 
erschienen. Dabei wird gezeigt, dass mittels dem Versuch, Deregulie­
rungsstrategien politisch umzusetzen, die elegant anmutende Losung 
komplexer Probleme, wie sie Alexander der Grosse angewendet hat, 
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nachgeahmt wurde, aber auf Grund des hiesigen politischen Systems zum· 
Scheitem verurteilt war. 

2. Die Abstimmung vom l. Dezember 1996 

In einer Zeit erheblicher Verunsicherung und anhaltenden Beschãfti­
gungskrise wurde der Versuch, die Asymmetrien auf dem Arbeitsmarkt 
mittels Liberalisierung und Deregulierung ins Lot zu bringen, von Seiten 
der Arbeitnehmerlnnen und kirchlicher Kreise erfolgreich bekãmpft. 
Dabei spielten für den Souverãn inhaltliche Bedenken eine ausschlagge­
bende Rolle für den negativen Entscheid. Gleichzeitig wurde auch dem 
Versuch, über die Einführung eines neuen Politikstils - der auf dem 
Prinzip der Mehrheitsentscheide basiert - die Kosten eines ausgehandel­
ten Kompromisses zu umgehen, eine Abfuhr erteilt. Bei einer durch­
schnittlichen Stimmbeteiligung von über 46% zeigte sich, dass die Vor­
lage in keiner Art un d W ei se al s konsensfãhige Kompromisslüsung auf­
genommen wurde. Befragt nach den spontanen Entscheidmotiven, gab 
eine grosse Mehrheit der Befragten folgende Gründe an, warum sie ge­
gen die Vorlage votiert habe: die finanzielle Kompensation von zusãtzli­
cher Arbeit sollte in ihren Augen gesichert sein, ebenso die Kompensa­
tion von Nachtarbeit. Weiter erachteten sie die Beibehaltung des Sonn­
tagsarbeits-Verbots für moglichst alle un d di e Arbeitsteilung in Krisen­
zeiten als besonders wichtig (Vox 1997). 

Die von den Befragten angeführten Gründe entsprachen teilweise den 
Inhalten eines Kompromissvorschlags, der zu Beginn des legislativen 
Geneseprozesses in enger Zusammenarbeit zwischen Bundesverwaltung 
und den Vertreterlnnen von "Arbeit" und "Kapital" ausgehandelt worden 
war. Die von einer knappen Mehrheit des Parlaments verabschiedete 
Vorlage, die dann dem Souverãn anlãsslich der Referendumsabstimmung 
vorgelegt wurde, widersprach dem "Geist" dieses Kompromissvorschlags 
diametral, denn sie kumulierte die Vetopositionen, statt sie, wje der de­
montierte vorparlamentarische Kompromissvorschlag, zu integrieren. 
Dies drückte si eh bei der V olksabstimmung darin aus, das s si eh e ine 
Mitte-Links-Koalition aus SPS- und CVP-Anhãngerschaft .mit einer 
überwãltigenden Mehrheit der besonders von der Arbeitslosigkeit betrof­
fenen Westschweiz zusammenfand, um die Vorlage zu verwerfen. Die 
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einzige Gruppe, die relativ geschlossen für die Vorlage stimmte, war die 
Anhangerschaft der FDP. Die Kumulation von Allianzen ge~en die Vor­
lage bezog sich auf die einzelnen arbeítsrechtlichen Bestimmungen 
(Hardmeier 1 996). Die Vermutung liegt auf der Hand, dass eine Deregu­
lierung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen, die nicht auf einem breiten 
Konsens aufbaut, anlasslich einer Volksabstimmung keine Erfolgschan­
cen hat, dass hingegen Liberalisierungsvorlagen, die breit getragen wer­
den, durchaus durchgeführt werden konnen. Es stellt sich nun die Frage 
nach den Gründen, die dazu führen, dass Konsens und Einbindung veto­
fahiger Gruppen derart zentrale Grossen im Gesetzgebungsprozess sind, 
und wie es kommen konnte, dass sie bei der Revision des Arbeitsgesetzes 
ausser Acht gelassen wurden. 

3. Das schweizerische politische System und die Pfadab­
hãngigkeit der Konzertierung 

3.1 Die strukturelle Bedeutung des Referendums 

Das politische System der Schweiz ist durch eine hohe Fragmentierung 
gekennzeichnet. Dabei werden nicht nur die Konfliktlinien zwischen 
Mehrheits- und Minderheitenkulturen, Zentrum und Peripherie und reli­
giose Antagonismen abgebildet, sondern auch der Gegensatz zwischen 
Arbeít und Kapital (Linder 1998). Auf Grund der Vetomoglichkeiten 
mittels Referendum hat sich, und dies wurde 1959 durch die Einführung 
der Zauberformel für die Regierung gefestigt, die funktionale Notwen­
digkeit des Verhandelns und der Kompromissfindung etabliert 
(Neidhardt 1970). Die Konsenssuche erfolgt dabei unter Einhaltung einer 
Quasi-Einstimmigkeitsregel, um allfallige Transaktionskosten durch die 
Referendumsabstimmungen zu verhindern. Vetofahige Interessen müssen 
in den Kompromiss eingebunden sein. Die Tatsache, dass die relative 
Anzahl der Referenden in der Nachkriegszeit stabil geblieben ist, kann 
als Zeichen für das gute Funktionieren der Konsenssuche auf Bundes­
ebene gewertet werden. In un te n stehender Abbildung ist e in starker 
Anstieg der absoluten Anzahl von Volksabstimmungen seit den Siebzi-­
gerjahren festzustellen. Die Zunahme der absoluten Anzahl Abstimmun­
gen darf aber nicht darüber hinweg tauschen, dass die Verhaltnisse zwi-
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schen obligatorischen und fakultativen Referenden und Initiativen stabil 
geblieben sind. 

Abbildung 0-1: Volksabstimmungsvorlagen au f eídgenossischer E ben e 194 7-
1995 je Legislaturperiode 
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(Quelle Sciarini/Trechsel; eigene Berechnungen)3 

Es hat sich ebenfalls gezeigt, dass gegen eine Vorlage, die mit grosser 
Mehrheit, also unter Einhaltung einer Quasi-Einstimmigkeitsregel, vom 

3 Pascal Sciarini und Alexandre Trechsel (1996) haben in ihrer Datenbasis als Stichtag 
für die Zuteilung der Abstimmungen zu den Legislaturen den l. l. gewahlt, so wie 
dies die Bundeskanzlei vornimmt. Bei den folgenden Darstellungen wird den 
Lerserlnnen auffallen, dass die Anzahl Abstimmungen pro Legislatur variiert. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass die von mir verwendete Datenbasis des BfS als Stichtag 
den 1.11. wahlt, da die neue Legislatur die Wintersession miteinschliesst. Dies führt 
dazu, dass bestimmte Dezemberabstimmungen der neuen Legislatur zugeordnet 
werden. Im weiteren wurden die Gegenvorschlage als einzelne Vorlage gerechnet, so 
dass auch aus diesem Grund eine Abweichung von den Zahlen der Bundeskanzlei und 
von Sciariniffrechsel entsteht. 
In der Abbildung zeigt die Flache die Gesamtanzahl Abstimmungen, die Saulen­
gruppe den rechtlichen Typ der Abstimmungen, wobei die absoluten Werte angezeigt 
werden. Als Skala dient die absolute Anzahl Vorlagen. 
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Parlament verabschiedet wurde, das Referendum kaum ergriffen wird. 
Bei knappen Mehrheiten im Parlament steigt die Wahrscheinlichkeit 
eines Vetos überproportional. Dabeí muss auch berücksichtigt werden, 
dass der Ausgang eines fakultativen Referendums unsicher ist 
(Sciarini/Trechsel 1996: 2ÍO ff.) 4 . 

Das politische System der Schweiz zeichnet sich auch dadurch aus, dass 
verschiedene Arenen nebeneinander bestehen, die eng miteinander ver­
flochten sind (Lehmbruch 1967, 1996). Für die vorliegende Fragestellung 
genügt es, die politische Arena und 'die Verbandsarena zu nennen. Bei 
der politischen Arena handelt es sich um die Parlamente auf den ver­
schiedenen Ebenen des foderalen Staates, aber insbesondere um die eid­
genossischen Rate. Bei der Verbandsarena handelt es sich um die Ver­
bande auf den verschiedenen Organisationsebenen (Hausverbande, kan­
tonale Sektionen, Berufsverbande, Branchenverbande, Dachverbande 
u.a.). Die Fragmentierung des politischen Systems ist sowohl in der poli­
tischen Arena (traditionelle und formale Verteilschlüssel auf die vier 
Kulturen, Zweikammersystem und Doppelstruktur von Kantonal- und 
Nationalparteien, Prinzip der religiosen Paritat und Differenzierung der 
Parteien entlang der Konfliktlinie zwischen Arbeit und Kapital usw.) als 
auch in der Verbandsarena abgebildet. Das Prinzip der Subsidiaritat fin­
det in beiden Arenen An wendung, w as in der politikwissenschaftlichen 
Literatur zur Bezeichnung der Sozialpartnerschaft als korporatistisches 
System geführt hat (Schmitter und Grote 1997). Verbunden sind politi­
sche und verbandliche Arena bekanntlich nicht nur durch personelle 
Rollenkumulation, sondern auch strukturell durch das verfassungsmas­
sige Privileg der Konsultation mittels Vernehmlassungsverfahren, der 
Zusammenarbeit von Staat und Verbanden beim Vollzug und dem Ein­
fluss der Verbande bei direktdemokratischen Entscheidungen. Dabei 
muss unterstrichen werden, dass Interessenorganisationen in der Schweiz 
in allen Phasen des Gesetzgebungsprozesses beteiligt sind. Sie sind bei 
den Entwurfsarbeiten, in den Expertenkommissionen, bei der Konsulta­
tian mittels Vernehmlassung, durch Lobbying und personelle Vertretung 
wahrend der parlamentarischen Beratung und schliesslich bei allfalligen 
direktdemokratischen Entscheiden zugegen. Dies zeigt deutlich die her-

4 Ja:Nein=57%:43% im Durchschnitt der letzten 50 Jahre). 
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ausragende Stellung der Interessenvertretungen im schweizerischen poli­
tischen System (Linder 1998). 

Generell lassen sich folgende Eckpunkte festhalten, die den Entstehungs­
prozess eines Gesetzes strukturell vorgeben: Erstens reagiert der Staat, 
das heisst meistens zuerst die Regierung und die Verwaltung, auf gesell­
schaftliche Veranderungen, auf veranderte Rahmenbedingungen und 
nicht zuletzt auf ausseren Druck (Vertrage, Normen usw.), indem er die 
Neugestaltung oder Revision von Gesetzestexten an die Hand nimmt. 
Dabei werden Interessenorganisationen wie Verbande, Kantone und Par­
teien schon zu Beginn des Geneseprozesses miteinbezogen, wobei die 
Kooperationsbereitschaft der einzelnen Akteure je nach Situation unter­
schiedlich sein kann. Generell kooperieren lnteressenorganisationen 
gerne mit dem Staat, wenn sie ihre eigenen Interessen gefãhrdet sehen 
oder ihre Ressourcen für die Erfüllung neuer Aufgaben nicht hinreichend 
sind. Interessenorganisationen kooperieren nur sehr ungern, wenn sie 
durch staatliche Intervention ihre Autonomie gefãhrdet sehen oder am 
geplanten Gesetz kein Interesse haben. Die Kooperationsbereitschaft 
kann unter dem Prinzip der Subsidiaritat zusammengefasst werden: Ko­
operation wenn notig, aber so wenig wie moglich, oder anders ausge­
drückt: Abgabe von Autonomie nur dann, wenn die eigenen Ressourcen 
zur Aufgabenerfüllung nicht ausreichen, 

Ein zweiter Eckpunkt besteht im Politikstil. Auf Grund der institutionel­
len Schranke, die durch das fakultative Referendum gegeben ist, müssen 
die vetofahigen Interessen, also jene, die ein Referendum provozieren 
konnen, in den Geneseprozess eingebunden und muss mittels Tauschpro­
zessen ein Kompromissvorschlag ausgearbeitet werden, der im schlech­
testen Fali alle Interessen uniform bestraft und im besten Fali allen lnter­
essen einen Gewinn zusichert. 

Der dritte Eckpunkt besteht in den Korrektiven, die durch die parlamen­
tarische Beratung und eine allfãllige direktdemokratische Entscheidung 
im System eingebaut sind. Entspricht der Vorschlag, den der Bundesrat 
zur Beratung vorlegt, nicht einem breiten Konsens, konnen im Parlament 
sachliche und inhaltliche Korrekturen vorgenommen werden. Als Letzt­
instanz kann der Souveran die Vorlage noch kippen, wenn sie nicht 
einem gesellschaftlichen Konsens entspricht. 
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Diese Eckpunkte haben eine generelle Gültigkeit. Sie konnen aber auch 
spezifisch für das Politikfeld "Arbeit'' nachgewiesen werden. 

3.2 Sozialpartnerschaft als Antwort auf die Anforderungen der 
Weltmarktorientierung 

Im Politikfeld "Arbeit" sind die Strukturen besonders stark durch das 
Prinzip der Subsidiaritat gepragt. Auf Grund der liberalen Tradition des 
Bundesstaates sind die staatlichen Akteure schwach vertreten. Der Be­
ginn staatlicher Intervention im Sinne eines Tauschprozesses mit Legiti­
mationsgewinn für die Verbande einerseits und andererseits der Mog­
lichkeit, Bereichsegoismen durch den Staat einzugrenzen, hatten ihre 
Wurzeln schon im 19. Jahrhundert. Das vielzitierte Friedensabkommen 
in der Metall- und Maschinenindustrie von 1937 bedeutete für das Poli­
tikfeld ,"Arbeit" eine institutionelle Festigung im Sinne der Subsidiaritat, 
welche unter den besonderen Umstanden der Dreissigerjahre entstehen 
konnte (Hopflinger 1974). Mittels formeller Anerkennung der Arbeit­
nehmerlnnenseite durch die Arbeitgeber und des expliziten Ausschlusses 
staatlicher Akteure aus dem Bereich verbandlicher Selbstregulíerung 
wurde ein System gefestigt, das bis heute die Handlungsspielraume der 
Akteure vorgibt. 1937 kamen die Bestimmungen über den Arbeitsfrieden, 
die Schiedsgerichtbarkeit und die Verfahrensregeln für den Normal- und 
Krisenfall auf Branchenebene dazu, 

An das so geschaffene verbandliche Gebaude waren hohe Erfolgserwar­
tungen von Seiten des Staates gerichtet. Diese Erwartungshaltung bedeu­
tete, dass der Staat die Verbande gewahren liess, aber konstant seinen 
"Schatten der Hierarchie" (Lehmbruch 1996) über die Verbandsverant­
wortlichen warf. Im V erlauf dieses J ahrhunderts etablierte si eh e in 
Strickmuster von Autonomie und Intervention, das folgendermassen aus­
sah: Solange Erfolge erreicht wurden, wurde Autonomie gewahrt, sobald 
die Erfolge ausblieben, nahm das Drohpotenzial staatlicher Interventio­
nen sehr konkrete Formen an. Die Verbande kooperierten untereinander 
in konjunkturell guten Zeiten, um ihre Autonomie zu sichern und gegen­
über ihren Mitgliedern als legitime Interessenvertreter auftreten zu kon­
nen. In konjunkturell schlechten Zeiten kooperierten die Verbande we­
sentlich weniger, was staatliche Interventionen im Sinne einer Eingren-
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zung der Bereichsegoismen zur Folge hatte, In dieser Situation sahen 
sich die Verbande gezwungen mit dem Staat als neuem Partner zu ko­
operieren, damit sie weiterhin Tauschprozesse aufrecht erhalten und die 
Interessen ihrer Mitglieder vertreten konnten. 

Die verbandliche Selbstregulierung erzielte bis zu Beginn der Siebziger­
jahre herausragende Erfolge, indem die Arbeitnehmerlnnenvertreter 
durch Mãssigung der Lohnforderungen und weit gehende Eínhaltung des 
Arbeitsfriedens und die Arbeitgebervertreter durch ausgehandelte Zuge­
stãndnisse die Wettbewerbsfãhigkeit der schweizerischen Industrie kon­
tinuierlich steigern konnten. Dabei spielte die asymmetrische Machtver­
teilung zu Gunsten der Arbeitgeber keine negative Rolle im Verhand­
lungsprozess, denn der zu verteilende Kuchen war gross genug. Der Staat 
wurde wãhrend dieser Phase auch befriedigt, übernahmen doch die Ver­
bande nebst ordnungspolitischen Aufgaben z.B. auch im Bildungsbereich 
eine wichtige, da den Staat entlastende Rolle ein. Die Fünfziger- und 
Sechzigerjahre stellten für den Wirtschaftsstandort Schweiz eine unver­
gleichbare Erfolgsstory dar, und die Verbande waren massgeblich daran 
beteiligt. 

Mit den Beschaftigungskrisen der Siebziger- und Neunzigerjahre erhielt 
das selbst regulierte System der Verbandsarena einen Makel. Nachfrage 
und Angebot nach Arbeitsplatzen stimmten nicht mehr überein, und die 
Selbstregulierung sah sich komplizierten Umverteilungs- und Tauschpro­
zessen gegenüber, die kaum mehr ohne die Hilfe des Staates zu bewalti­
gen waren und sind. 

Politikwissenschaftliche Untersuchungen (Schmidt 1985 und 1995, Ar­
mingeon 1997) zeigen, dass der Problemlage der Beschaftigungskrise 
unterschiedlich begegnet werden kann. Es wurde festgestellt, dass die 
Koordination von Angebot und Nachfrage durch Steuerung des Arbeits­
platzangebots nur bedingt befriedigende Losungen zeitigt, da die Umset­
zung besserer Rahmenbedingungen nicht automatisch zum Ausbau des 
Stellenangebots führt. Für die schweizerische Entwicklung wurde fest­
gestellt, dass angesichts der relativen Unfahigkeit der Sozialpartner, die 
Beschaftigungskrise in den Siebzigerjahren aus eigenén Stücken zu be­
waltigen, der Staat über die Steuerung des Arbeitskrafteangebots ein­
schreiten musste. Das Politikfeld ,Arbeit" erfuhr also, nach jahrelanger 
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Zurückhaltung staatlicher Organe, eine breite Palette von Staatsinterven­
tionen. 

Einerseits wurde durch die (sehr spate) Aktivierung der Arbeitslosenver­
sicherung bewirkt, dass das Problem der Arbeitslosigkeit sichtbar wurde, 
weil nun ein effektiver Anrei"z bestand, sich bei staatlichen Stellen über­
haupt als arbeitslos zu melden. Dies alleine führte selbstverstandlich zu 
keiner Verbesserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt, lieferte aber die 
Informationen, die zur Losung der Krise erforderlich waren. Das Mittel, 
welches die Schweiz relatív schnell wieder (nahezu) auf ein Vollbe­
schaftigungsniveau brachte, war eng an die Auslanderinnen- und Aus­
landerpolitik geknüpft. In den Siebzigerjahren wurden mehrere zehntau­
send Auslanderinnen aus dem Arbeitsprozess in der Schweiz ausge­
schlossen, und damit wurde das Arbeitskrafteangebot wesentlich verklei­
nert. Diese Massnahmen wurden durch die Strategie ergãnzt, die Anzahl 
der Erwerbswilligen im Allgemeinen zu verkleinern. Die Erwerbsquote 
der Frauen, der jugendlichen und der alteren Personen wurde gesenkt 
respektive der Nichteinstieg in den Erwerbsprozess gefordert. Die Kom­
bination der Massnahmen führte dazu, dass die schweizerische Arbeits­
losenquote zu Beginn der Achtzigerjahre ím internationalen Vergleich zu 
den tiefsten gehorte, ohne dass über Geldentwertung ein hoher 
(inlãndischer) Preis dafür hatte gezahlt werden müssen (Schmid et al. 
1993, Armingeon 1997). Auf Kosten schlecht organisierbarer Interessen 
wurde die Kooperation zwischen Verbãnden und Staat im Politikfeld 
,Arbeit" in den Siebzigerjahren erfolgreich in die Wege geleitet, dabei 
die Stellung des Staates neu definiert und die Autonomie des Verbands­
systems beschrankt. 

Geschickt (und auch zynisch) wurde die Beschaftigungskrise im Rahmen 
der oben angesprochenen Eckpunkte, also unter Einbezug der vetofahi­
gen und auf Kosten der nicht-vetofahigen Gruppen, gelost. 

In den Neunzigerjahren haben sich nun aber die Handlungsspielrãume -
verandert, und dieselbe Losungsstrategie wie in den Siebzigern lasst sich 
nicht mehr anwenden. 
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3.3 Beschaftigungskrise gleich Krise der Sozialpartnerschaft? 

Die Arbeitslosenstatistik zeigt, dass die Schweiz in den Neunzigerjahren 
nicht mehr auf die erfolgreichen und erprobten Mittel der Siebzigerjahre 
zurückgreifen und dass sie die Asymmetrie zwischen Arbeitskrafteange­
bot und -nachfrage nicht mehr über den Export der Arbeitslosigkeit lõsen 
konnte. Zudem liessen und lassen sich die Frauen auch nicht mehr ein­
fach an den "Herd" zurückschicken, wie das in den Siebzigerjahren m 
relativ grossem Ausmass erreicht worden war. 

Abbildung 0-2: Arbeitslosenquoten in% 1982-1996 
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(Quelle BfS; eigene Berechnungen)5 

Die oben erwahnten Untersuchungen haben aber auch für die Zeitperiode 
der Neunzigerjahre nachgewiesen, dass es bestimmten Nationalstaaten 
und den dort beteiligten Akteuren gelungen ist, die Beschaftigungskrise 
in den Griff zu bekommen, allerdings mit anderen Mitteln als zurzeit der 

5 ALQ = Gesamtarbeitslosenquote; ALQM = Arbeitslosenquote Manner; ALQF = 
Arbeitslosenquote Frauen; ALQCH = Arbeitslosenquote Schweizerlnnen; ALQA = 
Arbeitslosenquote Auslanderlnnen. 
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Erdolkrise. Durch die konsequente Umsetzung von Liberalisierungs­
forderungen wurden in den USA und in Neuseeland beachtliche okono­
mische Erfolge erzielt (Armingeon 1997). Basierend auf dem gangigen 
(neo-)liberalen Credo, wonach di e Liberalisierung der Markte über den 
Abbau rechtlicher Regulierungen zur Losung des Beschaftigungspro­
blems beitragen kann, wurden politische Strategien entwickelt. Diese 
zielten einerseits auf eine Liberalisierung der Finanzmarkte (Abbau von 
Kontrollen unter Einhaltung einer restriktiven Finanz- und Fiskalpolitik) 
und andererseits auf die Reduktion von Lohnkosten. 

Diese Strategien wurden in den oben genannten Staaten erfolgreich um­
gesetzt und zeitigten bezüglich Arbeitslosigkeit positive Resultate. Dabei 
spielte aber der Umstand, dass es sich um plurale politische Systeme 
handelte, in denen eine Vielzahl von Interessenorganisationen als auto­
nome Pressuregroups auftreten, eine ausserordentlich wichtige Rolle. Im 
Unterschied zum einleitend dargestellten schweizerischen politischen 
System, das in der Literatur als korporatistisch bezeichnet wird, bestimmt 
dort die Mehrheitsentscheidregel den Politikstil und wechselnde Mehr­
heiten ermoglichen eine innovationsfreundliche "Stop and Go" -Politik6. 
Di e o ben erwahnten Strategien waren auf Grund der (neo-)liberalen 
P.roblemanalyse der Steuerungsunfahigkeit keynesianischer Politik der 
Siebzigerjahre entwickelt worden. Diese Problemanalyse hatte auch m 
der Schweiz Fuss gefasst, wie folgender Abschnitt erHiutert. 

4. Die Liberalisierungsbestrebungen in der Schweiz 

4.1 Polarisierung in der politischen Arena 

Mit der programmatischen. W ende der FDP 1983 (Mehr Freiheit - Mehr 
Selbstverantwortung - Weniger Staat) und der Ausbreitung (neo-)libe­
raler Analysen in bestimmten Führungsgremien von Verbanden, bei 

6 Die lnnovalionsfiihigkeil und das Mehrheitsprinzip der 'Stop and Go'-Politik wurde in 
den USA mil dcr Divided Government-These in Frage gestellt. Cox und Kernell 
(Hrsg.) ( 1991 ). aber auch Fiorina ( 1992) haben gezeigt, dass mit der Machtteilung, 
die dadurch gegeben ist. dass Prüsident und Kongressmehrheit nicht derselben Partei 
entstammen. in den USA ebenfalls eine Art Kompromisszwang Einzug gehalten hat. 
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"Wirtschaftskapitanen" und Teilen der Bundesverwaltung hielten eine 
neue Problemanalyse und die damit verbundenen Losungsstrategien auch 
in der Schweiz Einzug. Dabei wurde - getreu dem US-amerikanischen 
Beispiel - auf Grundwerte wie den freien Markt, den schlanken Staat und 
den Abbau von Marktverzerrungen zurückgegriffen. 

Heute erscheint di e Problemanalyse des (neo-)liberalen Konzepts in zwei 
Punkten sehr einleuchtend: Einerseits erkennt es das Steuerungsproblem, 
welches sich den Nationalstaaten mit dem Ende der Kontrolle über die 
Finanzmarkte un d der damit verbundenen Begrenzung (neo-) keynesiani­
scher Koordination ergibt, und andererseits wird auch die Asymmetrie 
von Angebot un d N achfrage auf de m Arbeitsmarkt wahrgenommen. 

Getreu dem Motto, dass sich Angebot und Nachfrage auf einem freien 
Markt anpasseú - übrigens eine theoretisch durchaus plausible Annah 
me -, wurde in der Schweiz in der Folge versucht, Losungsstrategien in 
Anlehnung an die erfolgreichen "Vorbilder" zu formulieren. Dabei wurde 
ein Strategiepaket entwickelt, das über die Steuerung des Arbeitsplatzan­
gebots respekti v e di e V erbesserung de r Rahmenbedingungen die Kri se 
beenden sollte. Die darin enthaltenen Lõsungsstrategien waren ihrer fünf: 
1.) eine restriktive Fiskal- und 2.) Geldpolitik, 3.) der Abbau rechtlicher 
Vorschriften im Bereich Arbeit und Arbeitsplatz (Arbeitsplatzsicherheit, 
Mindeststandards, staatlich garantierte' Mechanismen usw.), 4.) die Kür­
zung der gesamten Lohnnebenkosten (Arbeitgeberlnnen- und Arbeit­
nehmerlnnenbeitrage an AHV, IV, ALV usw.) und schliesslich 5.) die 
nochmalige, einseitige Reduktion der Lohnnebenkosten der Arbeitgebe­
rlnnen bei gleichzeitiger aktiver Arbeitsmarktpolitik. Damit sollte er­
reicht werden, dass für Unternehmen Anreize zum Stellenausbau entste­
hen. 

Theoretisch erscheinen diese fünf Strategien sehr erfolgversprechend, 
doch stellen sie sehr bestimmte Anforderungen an das politische System, 
das sie umsetzen und anwenden muss. lm US-amerikanischen System, 
das nach dem Mehrheitsprinzip funktioniert, sind einschneidende Politik­
entscheide, auch wenn sie unpopular erscheinen, umsetzbar. Die Abwal­
zung der Kosten auf Bevolkerungsteile, die nicht durch die Parlaments-
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mehrheit un d d en Prasidenten vertreten sind7, ist einfach8. Es braucht 
nicht komplexe Berechnungen einer "Opfersymmetrie", um alle vetofa­
higen Gruppen zur Kompromissbereitschaft zu bringen. Dasselbe gilt für 
die Deregulierung von Mindeststandards, insbesondere von Mindestlüh­
nen. In den USA erwies sich die Deregulierungsstrategie bezüglich der 
Schaffung von Arbeitsplatzen, auch wenn es mehrheitlich schlecht be­
zahlte und/oder solche sind, bei denen die arigestellte Person schlecht 
oder nicht versichert ist, als sehr erfolgreich und schien darum auch 
nachahmenswert. 

In der Schweiz ergab sich Mitte der Achtzigerjahre die Moglichkeit, sich 
an die oben erwahnten Strategien heranzuwagen und den Schritt von der 
programmatischen und ideologischen Wende zum Neoliberalismus auch 
in der Praxis zu vollziehen. Nach langen Vorarbeiten und Abklãrungen 
kam die Teilrevision des Arbeitsgesetzes auf die politische Agenda. 

4.2 Wie man den gordischen Knoten durchschlãgt statt, ihn zu 
losen: Die Revision des Arbeitsgesetzes 

Das teilrevidierte Gesetz von 1964, das anfangs der Achtzigerjahre über­
arbeitet wurde, i llustrierte di e Arbeitsteilung zwischen Staat un d Ver­
banden sehr schon, beschrankten sich doch die Bestimmungen einerseits 
auf die Formulierung von zwingenden Auflagen zum Schutz der Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer und andererseits auf die Festlegung von 
Hochstwerten bezüglich Arbeitszeit, Ruhezeit und auf weitere Ein­
schrankungen für Nacht-, Schicht- und Sonntagsarbeit sowie auf Be­
stimmungen für Frauen und Jugendliche. Der Charakter der Bestimmun­
gen war durch die Idee der Gesundheitsvorsorge vorgegeben. Die Ar­
beitszeit-Hochstwerte, welche mittels Ausnahmebewilligungen durch 
kantonale und Bundesbehorden erweitert werden konnten, gaben einen 
relativ grossen Spielraum für die Gestaltung der Arbeitszeit Die extreme 
Zurückhaltung in Bezug auf die Entlühnungsfrage zeigt deutlich, dass der 

7 Falls sie überhaupt am demokratischen Prozess teilnehmen, was insbesondere bei der 
illegal eingewanderten Bevolkerung eher unwahrscheinlich und bei der schwarzen 
Bevolkerung nachweislich weniger der Fali ist als bei den Weissen. 

8 Hier muss die Einschrankung, die in Fussnote 6 beschrieben wird, geltend gemacht 
werden. 
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Staat dieses Gebiet den Verbanden überlassen hat, wohlwissend, dass 
diese ihre ordnungspolitischen Funktionen wahrnehmen würden. 

Ausgangspunkt für die Teilrevision des Bundesgesetzes über die Arbeit 
in lndustrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz) war der WiJle der Eid­
genossischen Arbeitskommission, die Verwirklichung der Gleichstellung 
von Mann und Frau ab 1985 anzugehen. Weitere z·iele, die durch die 
Teilrevision erreicht werden sollten, wurden vom Bundesrat 1988 in 
seiner Legislaturplanung für 1987-1991 festgehalten: Es sollten nebst 
den gleichstellungspolitischen Zielen eine Reduktion der Regulierung 
und eine Verscharfung der Schutz-, insbesondere Gesundheitsschutzvor­
kehrungen erreicht werden. Drei Stossrichtungen wurden damit festge­
legt, was als deutliches Anzeichen für eine Paketlosung verstanden wer­
den kann. Die Zusammensetzung der Arbeitskommission (Vertreterlnnen 
von Gewerkschaften, BIGA, Arbeitgebern usw.) sowie die thematische 
Offnung entsprachen der gangigen Praxis und sind als Ausdruck der 
funktionalen Notwendigkeit der Kompromisssuche zu verstehen. 

Die Verbande verfolgten bei den Verhandlungen Strategien, die von der 
Stossrichtung her vom Bun_desrat einbezogen worden waren. Bei ihnen 
waren diese Strategien aber zusatzlich noch eng mit den Entwicklungen 

· im Bereich der selbstregulierten verbandlichen Sozialpartnerschaft ver­
flochten. Das bedeutete, dass die Arbeitgeberverbande eine Flexibilisie­
rung der Arbeitszeiten anstrebten, eínerseíts bei den GAV-Verhandlun­
gen und andererseits bei der Revision des Arbeitsgesetzes. Die Arbeit­
nehmerseite hatte schon seit Beginn der Achtzigerjahre im Rahmen der 
sozialpartnerschaftl ichen Verhandlungen mit einem gewissen Erfolg 
versucht, Arbeitszeitreduktionen auszuhandeln. Unten stehende Abbil­
dung illustriert die gewerkschaftlichen Bestrebungen und die ausgehan­
delten Arbeitszeitreduktionen, wobei der Unterschied zwischen Achtzi­
ger- und Neunzigerjahren bemerkenswert ist. 
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Abb. 0-3: Betriebsübliche wochentliche Arbeitszeit in den Sektoren 11 und 111 
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(V-SEK-11 = Veranderung im Sektor 11 gegenüber Vorjahr; Quelle BfS; eigene Berechnungen)9 

Die GA V-Verhandlungen vor Augen haltend ergab sich bei der anste­
henden Revision die Moglichkeit, der Arbeitgeberseite im Tausch für die 
Aufhebung des Nachtarbeitsverbots und der Flexibilisierung der Arbeits­
zeiten neue Modelle für die Arbeitszeitkompensation abzugewinnen. 
Diese Moglichkeit forderte die Kooperationsbereitschaft der Arbeitneh­
merlnnenvertretungen und hatte zur Folge, dass die generellen Voraus­
setzungen für ein Tauschgeschaft unter Vermittlung staatlicher Organe 
gut schienen. Es sollte aber anders herauskommen. 

In der Tat lassen sich in der langwierigen Geschichte der Teilrevision des 
Arbeitsgesetzes nahezu alle Verzogerungsmoglichkeiten aufzeigen, die 
durch die Verflechtung der verschiedenen Arenen, durch die Strategie­
wahl, die(Ir-)Rationalitaten der Akteure und die Unsicherheiten direkt­
demokratischer Entscheidungen vorstellbar sind. 

Die in der Arbeitskommission vertretenen Dachverbande verabschiede­
ten zwar vorerst einen breit abgestützten Kompromissvorschlag, der die 
Flexibilisierungswünsche der Arbeitgeber berücksichtigte, die Gleich-

9 Als Datengrundlage dienten die Tabellen zur betriebsüblichen wochentlichen Arbeits­
zeit nach Wirtschaftszweigen aus dem Statistischen Jahrbuch, versch_ Jahrgange. Für 
die Sektoren wurde der ungewichtete Durchschnitt der jeweiligen Wirtschaftszweige 
genommen. 
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stellung von Mann und Frau in Bezug auf das Nachtarbeitsverbot vorsah 
und den Anliegen der Arbeitnehmerlnnenseite nach Zeitkompensation 
und Gesundheitsschutz Rechnung trug. Dieser Kompromiss hatte lange 
auf sich warten lassen, standen doch verschiedene Verhandlungsab­
brüche und eine Gesamtverhandlungszeit von 8 Jahren, wenn man das 
Jahr 1985 als Ausgangspunkt wahlt, zu Buche. 

Noch vor Eroffnung des Vernehmlassungsverfahrens durch den Bundes­
rat 1993 gab die politische Linke, und mit ihr verschiedene Frauenorga­
nisationen, zu verstehen, dass an eine Zustimmung zur Voriage nur in 
Verbindung mit der Verwirklichung von Massnahmen im Umfeld der 
Mutterschaftsversicherung zu denken sei (Année politique 1993: 195f.). 
Auf der Seite der Arbeitgeber wurde der Kompromissvorschlag ebenfalls 
schon vor dem Vernehmlassungsverfahren angegriffen, wobei die Vertre­
ter de r Dachorganisationen d er U nternehmerseite aus den eigenen Reihen 
und aus rechten politischen Kreisen aufs Scharfste für ihre Verhand­
lungsbereitschaft getadelt wurden. 

Es schien, als ob die traditionell erfolgreiçhe Verhandlungsstruktur im 
Spannungsfeld von (neo-)liberaler Deregulierungspolitik und sozialde­
mokratischer Abfederungspolitik aus den Fugen geraten war. Die Fahig­
keiten der Interessenvertreterlnnen, gordische Knoten zu entflechten, 
wich einem "wilden" Schlagabtausch. Das Vernehmlassungsverfahren 
glich eher einer Schlacht zwischen ldeologien als einem Interessenver­
mittlungsprozess, in de m sachliche Forderungen geauss~rt werden lO, um 
dem Bundesrat zu ermoglichen, einen ausgewogenen Vorschlag in die 
parlamentarische Beratung geben zu konnen. Das Resultat der Vernehm­
lassung bestand in einer Abkehr aller Verhandlungsteilnehmerlnnen vom 
zuvor entstandenen Kompromiss. 

Der Bundesrat hielt, trotz der vielfaltig geausserten Referendumsdrohun­
gen, daran fest, d en ordentlichen V erlauf des Gesetzgebungsprozesses 
weiterzuführen, und überwies den eidgenõssischen Raten einen Revisi­
onsvorschlag, der auf dem Kompromiss der Arbeitskommission basierte. 
Di e bundesratl iche Botschaft, di e i m Februar 1994 überreicht wurde, 
enthielt als Begründung für diesen Entscheid, folgende Passage: "Das 

10 In den Vernehmlassung werden aus strategischen Gründen oft Maximalpositionen 
geaussert, was als Einschrankung zu obiger Aussage mit berücksichtigt werden muss. 
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Ergebnis der Vernehmlassung zeigt, dass eine Mehrheit die Revision als 
solche wie auch deren Stossrichtungen grundsiitzlich begrüsst, wenn 
auch zahlreiche Vernehmlasser im Einzelnen zum Teil gewichtige Vor­
behalte anmelden oder Anderungsbegehren stellen" (Bundesrat 1994: 
158). Diese Passage wurde durch die Aufforderung an die Rate erganzt, 
den Entwurf nicht mehr zu andern und damit die verschiedentlich geaus­
serten Referendumsdrohungen abzuwenden. 

Das Parlament erfüllte den Wunsch des Bundesrates nicht. In einem ein­
drücklichen "Ping-Pong-Spiel" zwischen Stande- und Nationalrat wurde 
der Entwurf demontiert, wobei nahezu alle inhaltlichen Bestimmungen, 
welche die Arbeitnehmerinnenvertretungen dazu bewegt hatten, dem 
ursprünglichen Kompromiss zuzustimmen, aus dem Gesetzestext gestri­
chen wurden. Argumentativ wurden die Veranderungen kiar mit den 
(neo-)libera! en Strategien begründet: Abbau rechtlicher Regulierungen, 
Abbau von Mindeststandards und Verbesserung der Rahmenbedingun­
gen, um einen Anreiz zum Stellenausbau zu bewirken. 

Interessant in d er Debatte sind einerseits die V erweise auf die Entste­
hung des vom Bundesrat vorgelegten Vorschlags und andererseits die 
Darstellung des ,Endproduktes" der vorparlamentarischen Beratungen, 
das der Bundesrat j a al s Kompromisspaket bezeichnet hatte. 

Wie gesehen, dient der Einbezug von Interessenorganisationen in den 
Geneseprozess dazu, eine Konsenslüsung zu erarbeiten, welche die Refe­
rendumsgefahr minimiert. In diesem Sinne hatte die Arbeitskommission 
einen Vorschlag verabschiedet, der als Paketlosung die Gegensatze zu 
integrieren suchte, statt sie gegeneinander aufzuwiegeln. Die Sozialpart­
ner, konkret die Vertreterinnen der Dachverbande, hatten sich auf eine 
Linie geeinigt. Der Bundesrat folgte diesem Vorschlag. In der parlamen­
tarischen Beratung kam zu Tage, dass sich Einzelinteressen direkt an die 
ihnen nahe stehenden Parlamentsmitglieder wandten, um den Gesetzes­
text zu ihren Gunsten abzuandern und damit den ausgehandelten Kom­
promiss zu Fali zu bringen. Der bundesratliche Vorschlag wurde zwar in 
einem ersten Schritt von einem Teil der Volksvertreterlnnen sowohl im 
Nationalrat als auch im Standerat dahingehend interpretiert, dass die 
Sozialpartner an dessen Entstehung beteiligt waren. Andererseits wurde 
auch darauf verwiesen, dass es sich um einen Kompromiss handelt, dem 
die Sozialpartner zugestimmt hatten. So zeichnete beispielsweise NR G. 
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Theubet (CVP, JU) in der Eintretensdebatte die Entstehungsgeschichte 
des Vorschlags des Bundesrates, "qui résulte d'un compromis entre les 
partenaires sociaux" (Amtl. Buli. 1995 1: 846), dahingehend nach, dass 
die Sozialpartner bei der Entstehung des bundesratlichen Vorschlags 
konsultiert worden waren und ihm zustimmten. Nationalratin Ch. Brun- . 
ner (SPS, GE) und NR J. Deiss (CVP, FR) interpretierten die Entste­
hungsgeschichte des Kompromissvorschlags ebenfalls in diese Richtung 
(Amtl. Buli. N 1995 1: 848-850). Auf der anderen Seite dementierte NR 
H. Allenspach (FDP, ZH) diese Sicht der Dinge und hielt fest: "/eh ge­
statte mir, einer wiederholt vorgetragenen, unzutreffenden Behauptung 
entgegenzutreten. Der Kommissionssprecher welscher Zunge hat davon 
gesprochen, die Entwüife des Bundesrates basierten auf einem Kompro­
miss der Sozialpartner .. Die verantwortlichen Organe der Arbeitgeber­
schaft haben keinem obligatorischen Zeitzuschlag und auch keinem ge­
setzlich festgelegten Lohnzuschlag fiir Nachtarbeit zugestimmt. Es be­
steht also kein diesbezüglicher Kompromiss der Sozialpartner. Das kam 
in der Vernehmlassung deutlich zum Ausdruck." (Amtl. Buli. N 1995 I: 
848). Diese widersprüchliche Eínschatzung der Entstehungsgeschichte 
und des Gehalts des bundesratlichen Vorschlags lãsst aufhorchen, insbe­
sondere wenn man sich den allgemeinen - gewohnlichen - Verlauf der 
Genese eines Gesetzestextes vor Augen hãlt (Lin<:}er 1987). Einerseits 
stellt sich die Frage, wie die Konsultation - also der Einbezug - der So­
zialpartner wirklich abgelaufen war, und andererseits muss auch danach 
gefragt werden, welches Resultat diese Konsultation gezeitigt hatte. 

Ein Blick in die Geschãftsberichte der an den vorparlamentarischen Be­
ratungen beteiligten Arbeitgeberverbãnde gibt zu beiden Fragen klãrende 
Hinweise. De r J ahresberichts 1993 des Vororts hal t beispielsweise fest, 
dass "der Entwurf in einem Ausschuss der Eidgenossischen Arbeitskom­
mission unter Beteiligung der Sozialpartner ausgearbeitet worden war" 
(Vorort 1993: 135). lm Jahresbericht 1992 des Zentralverbands schwei­
zerischer Arbeitgeberorganisationen wurde die oben zitierte Aussage 
prãzisiert: "Zur Vorbereitung der ... Teilrevision des Arbeitsgesetzes 
wurde im April 1992 ein Ausschuss der Eidgenossischen Arbeitskommis­
sion bestellt, der nach bewdhrtenz Muster aus Vertretern der Sozialpart­
ner, der Kantm~e. der Wissenschaft und der Frauenorganisationen zu­
sammengeset:a war. Nach intensiven Verhandlungen erstattete der Aus­
schuss am 7. Dezember /992 dem Plenum der Eidgenossischen Arbeits­
kommission Bericht und unterbreitete diesem seinen Revisionsentwuif. 
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Entsprechend den Vorgaben des Bundesrates und der Einbindung der 
Sozialpartner handelt es sich beim zitierten Vorentwuif um ein Kompro­
misspaket." (ZSAO 1992: 45). Beide Berichte zeigen, dass die Konsulta­
tian nach bewahrtem Muster durchgeführt worden war und dass das Re­
sultat - sprich der Vorentwurf - als Kompromisspaket aufgenommen 
wurde. 

lnteressanterweise lautete die Berichterstattung im Geschaftsbericht des 
Schweizerischen Gewerbeverbandes anders als bei den anderen Arbeit­
geberverbanden: "In mehreren Sitzungen erarbeitete der Ausschuss [der 
Eidgenossischen Arbeitskommission, Anm. MM] einen Revisionsent­
wuif, der von der EAK am 7. Dezember 1992 als Diskussionsgrundlage 
angenommen wurde. De r SGV hatte jedoch, gemeinsam mit den anderen 
beteiligten Arbeitgeberverbiinden, von Beginn weg betont, dass sich die 
Revision moglichst auf eine Angleichung der Nachtarbeitsvoraussetzun-
gen für die Frauen an diejenige der Miinner beschriinken sollte ...... " 
(SGV 1992: 41). 

Auch der Gewerbeverband sprach davon, dass die Konsultation nach 
bewahrtem Muster durchgeführt wurde. Er sprach aber dem Resultat den 
Charakter des Kompromisses ab. 

Angesichts der Darstellung des Gewerbeverbandes und der negativen 
Wertung des Entwurfs - welche deutlich von den anderen abweicht -
muss vermutet werden, dass die Arbeitgebervertretungen in einem ersten 
Schritt dem Kompromiss zugestimmt hatten - mit gutem Grund, waren 
doch ihre Anliegen berücksichtigt worden. Danach scheint es aber für die 
Arbeitgebervertreter bei der verbandsinternen Durchsetzung des Ver­
handlungsresultats zu einer herben Niederlage gekommen zu sein, bei der 
sie von den eigenen Reihen desavouiert wurden. 

Bei der parlamentarischen Beratung wurde also deutlich, dass zwar 
Einigkeit über die Art und Weise der Konsultation herrschte, nicht aber 
über den Gehalt des Entwurfs. Anlasslich der Beratungen wurde von den 
Befürworterlnnen des bundesratlichen Entwurfs der Kompromisscharak­
ter unterstrichen. Die Gegner- insbesondere rechtsbürgerliche Parlamen­
tarierlnnen - argumentierten · entschieden anders. Einerseits wurde gesagt, 
dass das Arbeitsgesetz unnotig sei, da mit den Gesamtarbeitsvertragen 
den Sozialpartnern ein wesentlich besseres Mittel zur Regulierung der 
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Arbeitsbedingungen zut Verlügung stehe, NR D. Bezzola (FDP, GR) sah 
denn auch schon "eine fahrlassige Zerstorung der Sozialpartnerschaft" 
(Amtl. Buli. N 1995 I: 850) gegeben, wenn dem Kompromissvorschlag 
des Bundesrates Folge geleistet würde. Andererseits wurde so paktiert, 
dass das Ziel der parlamentarischen Beratung nicht mehr ein breit abge­
stützter Kompromiss war, sondern eine Maximallõsung, die allenfalls 
auch mit einer knappen Mehrheit vom Parlament verabschiedet würde. 
Bei der Demontage des Kompromissvorschlags im Parlament kam eine 
Methode zur Anwendung, die den Mechanismen in angelsachsischen 
Landern entsprach und damit keineswegs der schweizerischen Tradition 
konkordanter Politik. Mittels Mehrheitsentscheid wurde eine Maximallõ­
sung nach dem Prinzip "the winner takes it all" durchgebracht und dabei 
ausser Acht gelassen, dass dies im schweizerischen politischen System 
zu einer Kumulation der Vetopositionen führt. Auch Alt-Bundesrat De­
lamuraz ausserte sich über die angewendete Mehrheitsregel, indem er 
festhielt, dass die Beratung "a souvent créé des majorités dont je dirais 
enfrançais qu'elles étaient des "knappe Mehrheiten" (Amtl. Buli. E 1995 
I: 1206). . 

In der Schlussabstimmung im Nationalrat obsiegte die (neo-)liberale 
Koalition mit 89:80 Stimmen bei 9 Enthaltungen (JA: FDP=34, CVP=18, 
SVP=27, LP=5, FP=4, LEGA=l l Nein: FDP=3, CVP=9, SPS=49, 
LdU=1, EVP=2, GPS=9, PdA=3, SD=3, EDU=l). Die Fraktionsdisziplin 
war ausser l!ei de r CVP, die sich i m Verhaltnis 2: l spaltete, hoch. 

Das verschiedentl i eh angedrohte Referendu m wurde nach diesem Aus­
gang der parlamentarischen Abstimmung ergriffen und kam zu Stande, 
wobei der Bundesrat, nach 1979 erst zum zweiten Mal, keine Abstim­
mungsempfehlung herausgab. Die Vorlage wurde mit 2/3-Mehrheit abge­
lehnt, und die Sozialpartner, der Bundesrat und das Parlament wurden 
dámit beauftragt, eine Neufassung auszuarbeiten. 

Der Nationalrat hat in der Zwischenzeit die Behandlung des Arbeitsge­
setzes wieder aufgenommen und dabei den ursprünglichen Kompromiss 
als Basis genommen. Erneut gab es Versuche, die Bestimmungen abzu­
andern, um eine Maximallõsung zu erreichen. Diese Vorstõsse wurden 
aber · abgewehrt. In d er Schlussabstimmung wurde di e Teilrevision, di e 
auf dem ursprünglichen Kompromiss der Arbeitskommission basierte, 
verabschiedet. 
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5. Fazit und Ausblick 

Nachdem über Jahrzehnte die Arbeitsteilung (SubsidiariUit) zwischen 
politischer Arena (Staat) und Verbandsarena sehr gute Resultate gezeitigt 
hatte, ist mit den Beschaftigungskrisen der Siebziger- und Neunziger­
jahre ein neuer Handlungsbedarf entstanden. Wahrend die Krise der 
Siebzigerjahre durch den Export der Arbeitslosigkeit bekampft werden 
konnte, ist die Ausgangslage in den Neunzigerjahren anders. Der Spiel­
raum im Bereich Auslanderlnnenpolitik ist kleiner, die Frauen lassen 
sich nícht mehr so einfach aus dem Arbeitsmarkt verdrangen, und die 
Kontrolle über den Finanzmarkt ist stark gesunken. Der Spardruck, der 
auf dem Staat lastet, lasst es zudem nicht mehr zu, grosszügige Tausch­
handel auf Kosten der offentlichen Hand in die Wege zu leiten. 

Trotz dieser erschwerten Rahmenbedingungen wurde in den Achtziger­
und zu Beginn der Neunzigerjahre der Versuch unternommen, nach er­
probtem Muster und unter Einbezug der vetofahigen Interessengruppen 
die Revision des Arbeitsgesetzes an die Hand zu nehmen. In einer ersten 
Phase - bei den vorparlamentarischen Beratungen - war der Versuch von 
Erfolg gekront, konnte doch ein breit abgestützter Kompromissvorschlag 
vorgewiesen werden. Der Konsens brach jedoch auseinander auf Grund 
der (neo-)liberalen W ende in rechtsbürgerlichen Kreisen und teilweise 
unter den Mitgliedern von Wirtschaftsverbanden einerseits und auf 
Grund der Forderungen der Linken, die Mutterschaftsversicherung 
gleichzeitig mit der Revision des Arbeitsgesetzes an die Hand zu neh­
men, andererseits. Da die Vorlage dennoch ins Parlament kam, musste 
eine Entscheidung getroffen werden. Dabei gelang es bürgerlichen Par­
lamentsmitgliedern, eine Maximallosung mittels knapper Mehrheitsent­
scheide durchzubringen, ohne dass die dabei kumulierten Vetopositionen 
in die Rechnung aufgenommen wurden. 

Eine von knappen Mehrheitsentscheiden gepragte Politik kann im 
schweizerischen pol itischen System ni eh t erfolgreich umgesetzt werden. 
Die institutionellen Hürden - Einbindung organisierter Interessen in die 
Genese, Referendumsmoglichkeiten dieser Interessen und Vollzugsmit­
arbeit- lassen den bei der Teilrevision angewendeten Politikstil nicht als 
erfolgsversprechende Alternative zu. 
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Die krankende Sozialpartnerschaft im Verbandssystem mit abnehmender 
Organisationsfahigkeit der Verbande und eingeengtem Verhandlungs­
spielraum sowie der Versuch, konsensuelle und konkordante Politik in 
der politischen Arena durch das Mehrheitsprinzip zu ersetzen, haben 
nicht nur keine Losung der Beschaftigungskrise gebracht, sondern auch 
die traditionellen Akteure des schweizerischen Interessenvermittlungs­
prozesses geschwacht. Dies lasst für die nahe Zukunft keine schnellen 
Problemlbsungen · erwarten. 

Die Revision des Arbeitsgesetzes hat deutlich gem~cht, dass unter den 
veranderten Rahmenbedingungen zunehmender Wettbewerbsanforderun­
gen, zunehmender Liberalisierung der Finanzmarkte und damit einer 
abnehmenden Steuerungsfahigkeit dieser Markte und unter der Bedin­
gung der sozialen Abfederung des Strukturwandels die Politik sich der 
sich stellenden Herausforderungen angenommen hat. Dass dabei die 
Strategie der Deregulierung zum Tragen kommt, kann durchaus als posi­
tive Entwicklung gewertet werden, denn beispielsweise Wettbewerbsfa­
higkeit und Flexi~ilitat sind untrennbar verbunden. Die Revision hat aber 
auch gezeigt, dass das Ansetzen von Deregulierungsmassnahmen beim 
Staat womoglich nicht nur die Ziele verfehlt, sondern zudem viel Zeit 
verlieren lasst. Der schweizerische Staat ist bekanntlich schwach, seine 
Regulierungstatigkeit im Vergleich zu anderen Staaten ausserst beschei­
den. lnsbesondere das Politikfeld "Arbeit" ist nur gerade durch die Mi­
nimalbestimmungen des OR durch den Staat reguliert, alles andere er­
folgt erst auf Forderungen der Interessenorganisationen. Die Arbeitstei­
lung zwischen Staat und Interessenorganisationen in diesem Politikfeld 
hat lange Zeit hervorragende Resultate gezeitigt, unter anderem weil mit 
den korporatistischen Arrangements und den daraus resultierenden ver­
traglichen Abmachungen zwischen den Sozialpartnern ausserst flexible 
Regulierungsformen gefunden wurden. Demzufolge ware es meines Er­
achtens sinnvoller, Deregulierungsziele im Sinne des 'Fit for the World 
Markets' dort zu verwirklichen, wo einerseits die Rahmenbedingungen 
für die Produktionsfaktoren 'Arbeit' und 'Humanressourcen' effektiv re­
guliert werden und andererseits jahrzehntelang bei dieser Regulierung 
hervorragende Resultate erzielt wurden, also bei der Sozialpartnerschaft. 
Nun darf dieses Ansinnen nicht dahingehend verstanden werden, dass 
Sozialpartnerschaft abgebaut wird, denn die Schwachung einzelner Ver­
tragsparteien setzt Ressourcen frei, die nicht organisiert erheblich starker 
als Hemmfaktor ins Gewicht fallen konnen als beispielsweise gewerk-
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schaftliche Forderungen nach Eingrenzung der Ladenoffnungszeiten oder 
Ãhnliches. Deregulierung im Sinne des 'Fit for the World Markets' sollte 
vielmehr auf denjenigen Interessenorganisationen autbauen, die traditio­
nell im Sinne von Erfahrung und eingespielten Verhandlungsmechanis­
men damit vertraut sind und damit sicher stellen, dass diesen Akteuren 
wieder diejenige Durchsetzungsfãhigkeit zugesichert wird, die sie lange 
zu verlãsslichen und innovativen Vertragspartnern gemacht hat. Die Fã­
higkeit, gordische Knoten zu entflechten, statt sie zu zerschlagen, ist 
wohl die beste Voraussetzung für die Herausforderungen des 2L Jahr­
hunderts. 
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